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Gesundheitswesen  

 

Stellungnahme der European Association of E -Pharmacies (EAEP)  

 

I.  Präambel  

 

Die European Association of E -Pharmacies  (EAEP)  unterstützt ausdrücklich das mit dem 

Referentenentwurf verfolgte Ziel des Bundesministeriums für Gesundheit, die 

Digitalisierung des deutschen Gesundheitswesens zielgerichtet und nutzerorientiert 

weiterzuentwickeln. Eine Stärkung der zentralen digitalen Infrastruktur sowie digitaler 

Versorgungsangebote ist aus Sicht des EAEP zwingend erforderlich, um den erheblichen 

Herausforderungen des Gesundheitswesens, insbesondere dem demografi schen Wandel, 

dem Fachkräftemangel in den Gesundheitsberufen sowie den begr enzten finanziellen 

Spielräumen der Gesetzlichen Krankenversicherung, wirksam zu begegnen und auch 

künftig eine effiziente und sichere , flächendeckende  Versorgung der Patientinnen und 

Patienten sicherzustellen.  

Besonders begrüßt der EAEP die im Referentenentwurf vorgesehene Erleichterung des 

Zugriffs auf die elektronische Patientenakte durch pharmazeutisches Fachpersonal im 

Rahmen der ortsunabhängigen Versorgung von Patientinnen und Patienten mit 

verschreibungspf lichtigen Arzneimitteln  zur Verbesserung der 

Arzneimitteltherapiesicherheit . Ebenso positiv bewertet der Verband die vorgesehene 

Stärkung und Etablierung der EUDI -Wallet als gleichwertigen Versicherungsnachweis 

sowie als alternative Möglichkeit zur Authent ifizierung von Versicherten im 

Gesundheitswesen.  

 

Gleichzeitig plädiert der EAEP dafür, die vorgesehenen Zeitpläne für die verpflichtende 

Umsetzung der BtM -, T - und Hilfsmittel -E -Rezepte sowie der E -Rechnung ambitionierter  

auszugestalten, klare regulatorische Vorgaben für die strukturierte und 

kommunikationsdienstübergreifend  standardisierte Kommunikation zwischen den 

Leistungserbringern zu definieren sowie ineffiziente, nicht bewährte und kostenintensive 

Doppelstrukturen im digitalen Gesundheitswesen konsequent abzuschaffen.  
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II.  Kommentierung im Detail  

 

Zu § 291 Abs . 8 Satz 3 SGB V (Art. 1 Nr. 17)  

Die European Association of E -Pharmacies begrüßt ausdrücklich, dass künftig auch die 

Europäische Brieftasche für die Digitale Identität (EUDI -Wallet) in Verbindung mit den darin 

enthaltenen elektronischen Nachweisen in gleicher Weise wie die elektronische 

Gesundheitskarte zur Authentisierung von Versicherten im Gesundheitswesen sowie als 

Versicherungsnachweis genutzt werden soll. Gleichzeitig regt der EAEP an, den 

frühestmöglichen Zeitpunkt für die Nutzung gesetzlich zu verankern.  Da die EUDI -Wallet 

bereits  ab dem 1. Januar 2027 verfügbar sein wird, erschließt sich aus der Begründung 

des vorliegenden Referentenentwurfs nicht, weshalb sie erst ab dem 1. Dezember 2028 

als gleichwertiger Versicherungsnachweis anerkannt werden soll. Eine frühere Zulassung 

würde die Digitalisierung des Gesundheitswesens beschleunigen und die Akzeptanz 

interoperabler europäischer Identitätslösungen stärken.  

Im Gegensatz zur auf das Gesundheitswesen begrenzten „Insellösung“ der Gesundheits -

ID verfügt die EUDI -Wallet aufgrund ihrer branchenübergreifenden 

Anwendungsmöglichkeiten  über das Potenzial, sich flächendeckend als zentraler digitaler 

Identitätsstandard in Deutschland zu etablieren. Der EAEP plädiert daher dafür, den Fokus 

in den kommenden Monaten und Jahren konsequent auf die Verbreitung und Integration 

der EUDI -Wallet zu legen und kostenintensive, branchenexklusive und ineffiziente 

Doppelstrukturen wie d ie Gesundheits -ID einzustellen. Für Anwendungsfälle im 

Gesundheitswesen is t es künftig ausreichend, die Krankenversichertennummer (KVNR) als 

individuelles  Merkmal innerhalb der EUDI -Wallet zu hinterlegen, anstatt parallel eine 

eigenständige Gesundheits -ID vorzuhalten. Die Aufrechterhaltung paralleler 

Identitätsstrukturen erhöht nicht nur die Komplexität für Nutzerinnen und Nutzer, sondern 

führt auch zu zusät zlichem technischem und regulatorischem Aufwand für Anbieter, die 

unterschiedliche Identitätsstandard s parallel unterstützen und akzeptieren müssen.  

Zu § 291a Abs . 2 Satz 2 (Art. 1 Nr. 18)  

Der EAEP begrüßt die Möglichkeit, dass zukünftig neben den an der vertragsärztlichen 

Versorgung teilnehmenden Leistungserbringern auch das pharmazeutische Fachpersonal 

der Apotheke den Versichertenstammdatendienst freiwillig nutzen und auf relevante Daten 

wie den Zuzahlungsstatus zugreifen kann .  

Die Speicherung des Zuzahlungsstatus‘ auf der elektronischen Gesundheitskarte  (eGK)  ist 

nach dem Verständnis des EAEP vor diesem Hintergrund nicht nur verzichtbar, sondern 

mit Blick auf die Umsetzung des Proof of Patient Presence (PoPP) zukünftig auch 

technisch unmöglich. Mit der PoPP -Einführung sind Updates der eGK nicht mehr 

vorgesehen  – eine Speicherung oder Änderung des Zuzahlungsstatus‘ auf der eGK wird 

dementsprechend nicht länger  möglich sein. Der EAEP plädiert deshalb für die Streichung 

der geplanten Neuregelung.  

Zu § 339 Abs . 1a SGB V (Ar t. 1 Nr. 41b)  

Der EAEP begrüßt die geplante Neuregelung und die damit  geschaffene Möglichkeit für 

Apotheken, mittels der Zugangsdaten für elektronische Verordnungen auf die 
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elektronische Patientenakte der Patientinnen und Patienten zugreifen zu können – 

unabhängig davon, ob elektronische Rezepte mittels Papierausdrucks des Tokens oder im 

ortsunabhängigen Versorgungskontext mittels eHealth -Cardlink bzw. der auf PoPP 

basierenden Nachfolgetechnologie einge löst werden sollen. Durch den ePA -Zugriff 

erhalten Apotheken Zugriff auf die Medikationshistorie sowie arzneimitteltherapierelevante 

Zusatzinformationen, die für die Identifizierung von Wechselwirkungen und 

Kontraindikationen vo n entscheidender Bedeutung sind. Die Regelung trägt somit 

unmittelbar dazu bei, die Arzneimitteltherapiesicherheit zu stärken und versetzt 

Apotheken, unabhängig davon, ob diese die Patientinnen und Patienten vor Ort oder aus 

der Ferne pharmazeutisch versor gen und beraten, in die Lage, ihre n gesetzlichen 

Verpflichtung en, beispielsweise mit Blick auf die  Aktualisierung des patientenindividuellen 

elektronischen Medikationsplans , nachzukommen.  

Zu § 359 a Abs . 7 und 8 (Art. 1 Nr. 66d)  

Der EAEP begrüßt die Möglichkeit, dass Apotheken künftig auch Leistungen, die dem 

Sachleistungsprinzip unterliegen, in elektronischer Form abrechnen können ausdrücklich. 

Dies gilt auch für die Verpflichtung der Krankenkassen, die notwendigen Dienste für die 

Direktabrechnung zwischen Apotheken und Krankenkassen unter Nutzung der Digitalen 

Patientenrechnung zur Verfügung stellen.  

Damit diese Möglichkeiten aber auch in der Abrechnungspraxis Wirkung entfalten können, 

bedarf es einer ergänzenden Anpassung von § 300 SGB V, mit der der Gesetzgeber 

sicherstellt, dass die Vertragspartner die Nutzung der Möglichkeiten der Direktabrechnung 

nicht unterbinden.   

Formulierung im geltenden Recht  (§ 300 

Absatz 3) 

Unsere Empfehlung (§ 300  Absatz  3 Satz 

6) 

„1Der Spitzenverband Bund der 

Krankenkassen und die für die 

Wahrnehmung der wirtschaftlichen 

Interessen gebildete maßgebliche 

Spitzenorganisation der Apotheker regeln 

in einer 

Arzneimittelabrechnungsvereinbarung das 

Nähere insbesondere über  

1. die Verwendung eines 

bundeseinheitlichen Kennzeichens für das 

verordnete Fertigarzneimittel als Schlüssel 

zu Handelsname, Hersteller, 

Darreichungsform, Wirkstoffstärke und 

Packungsgröße des Arzneimittels,  

2. die Einzelheiten der Übertragung des 

Kennzeichens und der Abrechnung, die 

Voraussetzungen und Einzelheiten der 

Übermittlung der Abrechnungsdaten im 

Wege elektronischer Datenübertragung 

„1Der Spitzenverband Bund der 

Krankenkassen und die für die 

Wahrnehmung der wirtschaftlichen 

Interessen gebildete maßgebliche 

Spitzenorganisation der Apotheker regeln 

in einer 

Arzneimittelabrechnungsvereinbarung das 

Nähere insbesondere über  

1. die Verwendung eines 

bundeseinheitlichen Kennzeichens für das 

verordnete Fertigarzneimittel als Schlüssel 

zu Handelsname, Hersteller, 

Darreichungsform, Wirkstoffstärke und 

Packungsgröße des Arzneimittels,  

2. die Einzelheiten der Übertragung des 

Kennzeichens und der Abrechnung, die 

Voraussetzungen und Einzelheiten der 

Übermittlung der Abrechnungsdaten im 

Wege elektronischer Datenübertragung 
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oder maschinell verwertbar auf 

Datenträgern sowie die Weiterleitung der 

Verordnungsblätter an die Krankenkassen, 

spätestens zum 1. Januar 2006 auch die 

Übermittlung des elektronischen 

Verordnungsdatensatzes,  

3. die Übermittlung des 

Apothekenverzeichnisses nach § 293 Abs. 

5, 

4. die Verwendung von Verordnungen in 

elektronischer Form für die 

Arzneimittelabrechnung bis zum 31. März 

2020,  

5. die Verwendung eines gesonderten 

bundeseinheitlichen Kennzeichens für 

Arzneimittel, die auf Grund einer 

Ersatzverordnung im Fall des § 31 Absatz 

3 Satz 7 an Versicherte abgegeben 

werden.  

2Bei der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

genannten Datenübermittlung sind das 

bundeseinheitliche Kennzeichen der 

Fertigarzneimittel in parenteralen 

Zubereitungen sowie die enthaltenen 

Mengeneinheiten von Fertigarzneimitteln 

zu übermitteln. 3Satz 2 gilt auch für 

Fertigarzneimittel, aus denen 

wirtschaftliche Einzelmengen nach § 129 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abgegeben 

werden. 4Für Fertigarzneimittel in 

parenteralen Zubereitungen sind 

zusätzlich die mit dem pharmazeutischen 

Unternehmer vereinbarten Preise ohne 

Meh rwertsteuer zu übermitteln. 5Besteht 

eine parenterale Zubereitung aus mehr als 

drei Fertigarzneimitteln, können die 

Vertragsparteien nach Satz 1 vereinbaren, 

Angaben für Fertigarzneimittel von der 

Übermittlung nach den Sätzen 1 und 2 

auszunehmen, wenn eine Übermittlung 

unverhältnismäß ig aufwändig wäre. “  

oder maschinell verwertbar auf 

Datenträgern sowie die Weiterleitung der 

Verordnungsblätter an die Krankenkassen, 

spätestens zum 1. Januar 2006 auch die 

Übermittlung des elektronischen 

Verordnungsdatensatzes,  

3. die Übermittlung des 

Apothekenverzeichnisses nach § 293 Abs. 

5, 

4. die Verwendung von Verordnungen in 

elektronischer Form für die 

Arzneimittelabrechnung bis zum 31. März 

2020,  

5. die Verwendung eines gesonderten 

bundeseinheitlichen Kennzeichens für 

Arzneimittel, die auf Grund einer 

Ersatzverordnung im Fall des § 31 Absatz 

3 Satz 7 an Versicherte abgegeben 

werden.  

2Bei der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

genannten Datenübermittlung sind das 

bundeseinheitliche Kennzeichen der 

Fertigarzneimittel in parenteralen 

Zubereitungen sowie die enthaltenen 

Mengeneinheiten von Fertigarzneimitteln 

zu übermitteln. 3Satz 2 gilt auch für 

Fertigarzneimittel, aus denen 

wirtschaftliche Einzelmengen nach § 129 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abgegeben 

werden. 4Für Fertigarzneimittel in 

parenteralen Zubereitungen sind 

zusätzlich die mit dem pharmazeutischen 

Unternehmer vereinbarten Preise ohne 

Meh rwertsteuer zu übermitteln. 5Besteht 

eine parenterale Zubereitung aus mehr als 

drei Fertigarzneimitteln, können die 

Vertragsparteien nach Satz 1 vereinbaren, 

Angaben für Fertigarzneimittel von der 

Übermittlung nach den Sätzen 1 und 2 

auszunehmen, wenn eine Übermittlung 

unverhältnismäß ig aufwändig wäre.  6Die 

Vertragsparteien stellen im Rahmen von 

Absatz 1 Nr. 2 sicher, dass  eine 
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Direktabrechnung zwischen Apotheken 

und Krankenkassen gemäß § 359a Abs. 7 

und 8 erfolgen kann. “  

 

Zu §  360  Abs. 2 und 7  SGB  V (Art. 1 Nr. 68a und b ) 

Die erneuten Fristverschiebungen für die verpflichtende Umsetzung der elektronischen 

Verordnungen für Betäubungsmittel, Hilfsmittel und Arzneimittel nach § 3a Abs 1 Satz 1 

der Arzneimittelverschreibungsverordnung bewertet der EAEP als wenig ambitioniert, 

nicht zielführend und technisch unbegründet. Auch wenn sich die Versorgungsprozesse, 

je nach Rezeptart, zum Teil stark voneinander unterscheiden und bei der Entwicklung der 

elektronischen Verordnungen entsprechend berücksichtigt werden  müssen , ist nicht 

nac hvollziehbar, warum sich die verpflichtende Einführung des E -Rezepts, die am 1. 

Januar 2024 mit den elektronischen Verordnungen für Rx -Arzneimittel startete, über mehr 

als sechs Jahre erstrecken soll. Einheitliche Prozesse bei der Verschreibung und Einlösu ng 

von Rezepten sind elementar für die Entbürokratisierung des Versorgungsalltags in den 

Einrichtungen der Leistungserbringer und sollten dementsprechend frühestmöglich 

umgesetzt werden. Der EAEP plädiert deshalb dafür, die Fristen noch einmal eingehend 

zu  prüfen und entsprechend anzupassen.  

Gleichzeitig spricht sich der EAEP  ausdrücklich dafür aus, die  aktuell regional stark 

fragmentierte  Verordnung von Sprechstundenbedarf vollständig in die bestehende E -

Rezept -Infrastruktur zu integrieren  und den § 360 SGB V entsprechend zu erweitern . Der 

bislang häufig papiergebundene oder nur teilweise digitalisierte Prozess verursacht 

vermeidbare Medienbrüche  und  erhöht den administrativen Aufwand in Arztpraxen, 

Apotheken und bei Kostenträger n. Eine konsequente Digitalisierung würde Bestell -  und 

Abrechnungsprozesse standardisieren, Fehlerquellen reduzieren, die Nachverfolgbarkeit 

verbessern und die Vers orgungssicherheit stärken.   

Eine entsprechende Ergänzung des § 360 Abs. 7 SGB V erscheint auch systematisch 

folgerichtig. Denn nach der aktuellen Vordruckvereinbarung zum Bundesmantelvertrag -

Ärzte (BMV -Ä Anlage 2, Stand: Januar 2026) umfasst die Ausnahmeregelung nach Ziffer 

2.16.2 fü r Verordnungen auf dem papiergebundenen Muster 16 neben dem 

Sprechstundenbedarf auch „sonstige in die Arzneimittelversorgung nach § 31 SGB V 

einbezogene Produkte“ sowie „Hilfsmittel mit Ausnahme von Sehhilfen und Hörhilfen“. Die 

in Nummer 2 und Nummer 3 ge nannten Leistungen werden inzwischen ausdrücklich von 

§ 360 Abs. 7 SGB V erfasst. Lediglich der Sprechstundenbedarf findet dort bislang keine 

Erwähnung.  Vor diesem Hintergrund erscheint es zweckmäßig und konsequent, den 

Sprechstundenbedarf ergänzend in § 360 Abs. 7 SGB V aufzunehmen und damit an die 

bereits erfassten Leistungen nach § 31 SGB V sowie an Hilfsmittel anzuknüpfen. Auf diese 

Weise würde eine vo llumfängliche Übernahme der bislang in der Anlage zum BMV -Ä 

genannten, vom E -Rezept ausgenommenen Leist ungen ermöglicht. Eine sachliche 

Begründung dafür, warum allein der Sprechstundenbedarf – anders als die übrigen in Ziffer 

2.16.2 genannten Leistungen – nicht von § 360 Abs. 7 SGB V erfasst sein sollte, ist bislang 

nicht ersichtlich. Es liegt daher nahe, d ass der Sprechstundenbedarf bei der gesetzlichen 

Regelung bislang schlicht vergessen wurde.  
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Die  Umsetzung des E -Rezepts für den Sprechstundenbedarf ist  auch und insbesondere 

vor dem Hintergrund der Einführung eines eingeschränkten Dispensierrechts für Ärzte im 

Rahmen des parallellaufenden Gesetzgebungsverfahrens für eine Notfallreform von 

wachsender Bedeutung und zeitlich mit dem Inkrafttreten der entsprechenden Regelung 

zu synchronisieren.  

Formulierung im Referentenentwurf (§ 

360 Abs 7 SGB V)  

Unsere Empfehlung (§ 360 Abs 7 SGB V)  

„Ab dem 1. Juni 2029 sind die in Absatz 2 

Satz 1 genannten Leistungserbringer 

sowie die in Absatz 4 Satz 1 genannten 

Psychotherapeuten verpflichtet, 

Verordnungen von Heilmitteln elektronisch 

auszustellen und für deren Übermittlung 

Dienste und Komponenten n ach Absatz 1 

zu nutzen. Ab dem 1. Juli 2030 sind die in 

Absatz 2 Satz 1 genannten 

Leistungserbringer sowie die in Absatz 4 

Satz 1 genannten Psychotherapeuten 

verpflichtet, Verordnungen von 

Hilfsmitteln, Verordnungen von 

Verbandmitteln nach § 31 Absatz 1 Sa tz 1, 

Verordnungen von Harn - und 

Blutteststreifen nach § 31 Absatz 1 Satz 1, 

Verordnungen von Medizinprodukten nach 

§ 31 Absatz 1, sowie Verordnungen von 

bilanzierten Diäten zur enteralen 

Ernährung nach § 31 Absatz 5  elektronisch 

auszustellen und für dere n Übermittlung 

Dienste und Komponenten nach Absatz 1 

zu nutzen. Die Verpflichtung nach den 

Sätzen 1 und 2 gilt nicht, wenn die 

elektronische Ausstellung oder 

Übermittlung von Verordnungen nach den 

Sätzen 1 oder 2 aus technischen Gründen 

im Einzelfall nicht  möglich ist. 

Heilmittelerbringer sowie Erbringer der 

weiteren in Satz 1 genannten Leistungen 

sind ab dem 1. Juni 2029 verpflichtet, die 

Leistungen unter Nutzung der Dienste und 

Komponenten nach Absatz 1 auch auf der 

Grundlage einer elektronischen 

Verordnu ng nach Satz 1 zu erbringen. 

Hilfsmittelerbringer sowie Erbringer der 

weiteren in Satz 2 genannten Leistungen 

sind ab dem 1. Juli 2030 verpflichtet, die 

„1Ab dem 1. Juni 2029 sind die in Absatz 2 

Satz 1 genannten Leistungserbringer 

sowie die in Absatz 4 Satz 1 genannten 

Psychotherapeuten verpflichtet, 

Verordnungen von Heilmitteln elektronisch 

auszustellen und für deren Übermittlung 

Dienste und Komponenten na ch Absatz 1 

zu nutzen. 2Ab dem 1. Januar 2027  sind die 

in Absatz 2 Satz 1 genannten 

Leistungserbringer verpflichtet, 

Verordnungen  von Sprechstundenbedarf 

elektronisch auszustellen und für deren 

Übermittlung Dienste und Kompon enten 

nach Absatz 1 zu nutzen.  3Ab dem 1. Juli 

2030  sind die in Absatz 2 Satz 1 genannten 

Leistungserbringer sowie die in Absatz 4 

Satz 1 genannten Psychotherapeuten 

verpflichtet, Verordnungen von 

Hilfsmitteln, Verordnungen von 

Verbandmitteln nach § 31 Absatz 1 Satz 1, 

Verordnungen von Harn - und 

Bluttestst reifen nach § 31 Absatz 1 Satz 1, 

Verordnungen von Medizinprodukten nach 

§ 31 Absatz 1, sowie Verordnungen v on 

bilanzierten Diäten zur enteralen 

Ernährung nach § 31 Absatz 5 elektronisch 

auszustellen und für deren Übermittlung 

Dienste und Komponenten nach Absatz 1 

zu nutzen. 4Die Verpflichtung nach den 

Sätzen 1 bis 3 gilt nicht, wenn die 

elektronische Ausstellung oder 

Übermittlung von Verordnungen nach den 

Sätzen 1 bis 3  aus technischen Gründen im 

Einzelfall nicht möglich ist. 
5Heilmittelerbringer sowie Erbringer der 

weiteren in Satz 1 genannten Leistungen 

sind ab dem 1. Juni 2029 verpflichtet, die 

Leistungen unt er Nutzung der Dienste und 
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Leistungen unter Nutzung der Dienste und 

Komponenten nach Absatz 1 auch auf der 

Grundlage einer elektronischen 

Verordnung nach Satz 2 zu erbringen. Die 

Verpflichtung nach den Sätzen 4 und 5 gilt 

nicht, wenn der elektronische Abruf der 

Verordnung aus techni schen Gründen im 

Einzelfall nicht möglich ist.“  

Komponenten nach Absatz 1 auch auf der 

Grundlage einer elektronischen 

Verordnung nach Satz 1 zu erbringen. 
6Hilfsmittelerbringer sowie Erbringer der 

weiteren in Satz 3 genannten Leistungen 

sind ab dem 1. Juli 2030  verpflichtet, die 

Leistungen unter Nutzung der Dienste und 

Komponenten nach Absatz 1 auch auf der 

Grundlage einer elektronischen 

Verordnung nach Satz 3 zu erbringen. 
7Apotheken  sind ab dem 1. Januar  202 7 

verpflichtet, die Leistungen unter Nutzung 

der Dienste und Komponenten nach 

Absatz 1 auch auf der Grundlage einer 

elektronischen Verordnung nach Satz 2 zu 

erbringen. 8Die Verpflichtung nach den 

Sätzen 5 bis 7 gilt nicht, wenn der 

elektronische Abruf der Verordnung aus 

technischen Gründen im Einzelfall nicht 

möglich ist.“  

 

Zu § 363 a Abs. 2 SGB V (Art. 1 Nr. 7 4) 

Die  in § 295 Abs. 1c SGB V -E vorgesehene  Verpflichtung der Leistungserbringer zur 

Nutzung von KIM für den Versand und Empfang elektronischer Nachrichten ist 

sachgerecht und vor dem Hintergrund der notwendigen Digitalisierung der sektoren - und 

leistungserbringer übergreifenden Kommunikation konsequent. Damit sichere 

Übermittlungsverfahren wie der KIM -Dienst im Versorgungsalltag jedoch tatsächlich zu 

signifikanten Effizienzgewinnen führen können, ist eine durchgängige Strukturierung und 

Standardisierung der Kommunikation zwischen den Leistungserbringern unerlässlich. Nur 

auf dieser Grundlage lassen sich regelmäßig auftretende Geschäfts - und Klärfälle 

weitgehend auto matisiert verarbeiten und medienbruchfrei abwickeln.  

Vor diesem Hintergrund plädiert der EAEP dafür, die vorgesehene Neuregelung um eine 

Verpflichtung  der Hersteller informationstechnischer Primärsysteme  zur Implementierung 

eines  von der gematik zu  entwickel nden  Transport -Framework  zu  ergänzen.  Ein 

entsprechendes Transport -Framework sollte  auf dem FHIR -Standard basieren , 

einheitliche technische und semantische Standards für den Austausch von Nachrichten 

und medizinischen Informationen  zwischen den Leistungserbringerinstitutionen definieren 

und unabhängig vom genutzten Kommunikationsdienst/sicheren Übermittlungsverfahren 

einheitlich umgesetzt werden . Unbedingt zu vermeiden ist die parallele Definition und 

Spezifikation unterschiedlicher Standards für KIM und andere sichere 

Übermittlungsverfahren wie TIM, da dies zu Fragmentierung, erhöhtem 

Implementierungsaufwand und Interoperabilitätsproblemen führen würde.  
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Formulierung im Referentenentwurf (§ 

363a Absatz 2 ) 

Unsere Empfehlung (§ 363a Absatz 2 ) 

„[…]  „1Für alle sicheren 

Übermittlungsverfahren nach Absatz 1 hat 

die Gesellschaft  für Telematik die 

notwendigen Festlegungen und 

Maßnahmen zu treffen, insbesondere  die 

Rahmenbedingungen für deren Inhalte und 

deren Nutzung. 2Die Gesellschaft für  

Telematik hat diejenigen Festlegungen und 

Maßnahmen, die Fragen der 

Datensicherheit berühren, außerdem im 

Benehmen mit dem Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik zu 

treffen und diejenigen Festlegungen und 

Maßnahmen, die Fragen  des 

Datenschutzes berühren, außerdem im 

Benehmen mit der oder dem 

Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit zu treffen. “ 

„[…] „1Für alle sicheren 

Übermittlungsverfahren nach Absatz 1 hat 

die Gesellschaft  für Telematik die 

notwendigen Festlegungen und 

Maßnahmen zu treffen, insbesondere  die 

Rahmenbedingungen für deren Inhalte und 

deren Nutzung. 2Bei den Festlegungen und 

Maßnahmen nach Satz 1 hat die 

Gesellschaft für Telematik einheitliche 

technische und semantische Standards für 

den Austausch von Nachrichten und 

medizinischen Informationen zwischen 

Leistungserbringerinstitutionen und 

unabhängig vom Übermittlungsverfahren 

nach Absatz 1  zu definieren, die auf dem 

FHIR -Standard basieren.  3Die Gesellschaft 

für Telematik hat diejenigen Festlegungen 

und Maßnahmen, die Fragen der 

Datensicherheit berühren, außerdem im 

Benehmen mit dem Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik zu 

treffen und diejenigen Festlegungen und 

Maßnahmen, die Fragen  des 

Datenschutzes berühren, außerdem im 

Benehmen mit der oder dem 

Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit zu treffen. “ 

 

Zu § 363c Abs. 1 SGB V  (Art. 1 Nr. 74)  

Der EAEP begrüßt die Klarstellung, dass die Nutzung des Sofortnachrichtendienstes TIM 

durch Leistungserbringer zur Kommunikation mit Versicherten erfolgen kann , allerdings 

keine Verpflichtung hierzu besteht.  

Weitere Regelungen  

 

Zu §  312 Abs . 1 Satz 1 SGB V  

Der von der gematik entwickelte Push -Notification -Service ermöglicht die automatisierte 

Übermittlung von Benachrichtigungen, beispielsweise bei der Einstellung eines neuen E -

Rezepts auf dem entsprechenden Fachdienst. Derzeit ist die Nutzung dieses Dienstes  

jedoch auf die E -Rezept -App der gematik sowie auf Anwendungen der Krankenkassen 

beschränkt; Applikationen von Leistungserbringern sind von der Nutzung ausgeschlossen.  

Dies ist nicht sachgerecht. Gerade die Anwendungen der Leistungserbringer verfügen 

über die größte Marktdurchdringung und erreichen damit einen erheblichen Teil der 
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Patientinnen und Patienten unmittelbar im Versorgungsalltag. Eine Beschränkung des 

Push -Notification -Service auf FdV -Apps verhindert daher eine n breiten Roll -Out des 

Features.  

Die gematik sollte deshalb gesetzlich verpflichtet werden, die technischen  Vorgaben für 

den Push -Notification -Service so auszugestalten, dass dessen Nutzung 

diskriminierungsfrei auch durch Applikationen von Leistungserbringern ermöglicht wird 

und nicht auf FdV -Apps beschränkt bleibt.  

Unsere Empfehlung (§ 312 Abs 1 Satz 1 

Nr. 21  

„(1) Die Gesellschaft für Telematik hat im 

Rahmen ihrer Aufgaben nach § 311 Absatz 

1 Nummer 1 […]  

21. bis zum […] die Maßnahmen 

durchzuführen, die erforderlich sind, damit 

das Push -Notification -Feature auch im 

Rahmen von informationstechnischen 

Systemen im Sinne des § 360 Abs. 16 Satz 

2 Nr. 3 und 4 eingesetzt werden kann.“  

 

 

  


